
Auch dieser Vorgang ist mir leider ...

(Frau Wollenberger, Bündnis 90/Grüne: Sie haben den 
Vergleich mit Hilde Benjamin gebracht.)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich möchte die Abgeordneten um Ruhe und Sachlichkeit bit­
ten. Fahren Sie bitte in Ihren Ausführungen fort, Herr Abgeord­
neter!

Brochnow(CDU/DA):

Das zu beschließende Gesetz über die Inkraftsetzung von 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland in der 
DDR ist sowohl in Hinsicht auf Artikel 4 des Staatsvertrages als 
auch für die dringendst notwendige Beseitigung bestehender 
Rechtsfreiräume, die Herstellung wettbewerblicher Wirt­
schaftsstrukturen und die Absicherung der Arbeitnehmer von 
großer Dringlichkeit.

Die Fraktion der CDU hat die Zustimmung zum Staatsvertrag 
in der vorliegenden Form vorbehaltlos erklärt. Das ausgestalten­
de Recht in Form vorliegender Drucksachen findet prinzipiell 
unsere Zustimmung. Wir gehendavon aus, in einem Rechtsstaat 
langjährig erfolgreich praktiziertes Recht zu übernehmen. Fun- 

amentierung der Rechtsstaatlichkeit, meine Damen und Her­
ren, ist auch angesichts neuerlicher Aktionen unserer Tage an­

gebracht. Aufrufe zu Gewalt und Ungehorsam, auch fußend auf 
künstlich geschaffenen Versorgungslücken, sind beredter Aus­
druck eines dringenden diesbezüglichen Handlungsbedarfs.

Wir empfehlen die Überweisung in die Ausschüsse unter fe­
derführender Arbeit des Rechtsausschusses.

(Beifall bei der CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Brochnow. - Ich bitte nun 
von der Fraktion der SPD den Abgeordneten Frank Bogisch, das 
Wort zunehmen.

Bogisch für die Fraktion der SPD:

Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete! Je näher der l.Juli 
rückt, desto düsterer erscheinen die Zukunftsaussichten für die 
vünftige Entwicklung.

(vereinzelt Beifall)

Die in der Volkswirtschaft an verschiedenen Stellen Verant­
wortlichen starren wie das Kaninchen auf die Schlange. Sie wis­
sen nicht, was kommt und wie sie sich verhalten sollen. Hierzu 
zwei, drei Bemerkungen.

Die Kreditzusicherung der Kreditbank AG für den laufenden 
Monat und ab 2.7. werden an Betriebe nicht gewährt. Es gibt un­
sichere Anweisungen und Durchführungsbestimmungen der 
Treuhandanstalt. Über die Zustände im Handel hat der Abgeord­
nete Manhenke von uns schon berichtet. Diese Starre und Ziello­
sigkeit! Die allgemeinen Leitsätze aus dem Katechismus der 
Marktwirtschaft reichen nicht mehr aus. Das nun vorgestellte 
Mantelgesetz ist der erste Schritt, um konkrete Rahmenbedin­
gungen zu schaffen, innerhalb deren künftig in der DDR gewirt- 
schaftet werden kann.

Wir Sozialdemokraten begrüßen die Vorlage des Ministerra­
tes. Es sei jedoch erlaubt, darauf hinzuweisen, daß die verant­
wortlichen Elemente für die künftige Entwicklung in dieser Vor­
lage noch nicht vollständig enthalten sind.

1. Die Frage der Eigentumsverhältnisse an Grund und Boden, 
das ständige Gezerre um die Frage und die unverhohlenen Ein­

kassierungsansprüche des Graf Lambsdorff erleichtern die Lö­
sung dieser Fragen nicht.

(Beifall bei der SPD und PDS)

Für uns von der SPD gilt: Jeder Spekulant wird in der DDR 
schlechtere Bedingungen haben als in der BRD. Jeder, der je­
doch investiert, wird hier bessere Bedingungen vorfinden als in 
der Bundesrepublik. Dies trifft aber auch für DDR-Betriebe zu. 
Sie benötigen Rechtssicherheit in der Eigentumsfrage.

2. Die aus dem Artikel 14 des Staatsvertrages resultierenden 
und dringend erforderlichen Maßnahmen zur Regional- und 
Strukturpolitik sind bisher ungeklärt. Die Zeit drängt. Wir dür­
fen auch nicht zulassen, daß sanierungsfähige Betriebe wegen 
mangelnder und nicht rechtzeitiger Hilfe in den Konkurs laufen. 
Wir dürfen auch nicht zulassen, daß ganze Regionen zu Armuts­
und Arbeitslosengebieten werden. Deshalb fordern wir 
schnellstmögliche Vorlagen zur Struktur- und regionalpoliti­
schen Klärung von der Regierung.

Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete! Das vorgelegte Mantel­
gesetz ist der Vollzug der im Staatsvertrag enthaltenen Ände­
rungen von Rechtsvorschriften und Gesetzen. Nach der Über­
weisung in die benannten Ausschüsse werden wir dieses mit 
vollziehen. - Ich danke Ihnen

(Beifall bei der SPD und PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Bogisch. - Ich bitte jetzt von 
der Fraktion der DSU den Abgeordneten Schwarz. - Entschuldi­
gung,eine Anfrage.

Claus (PDS):

Herr Abgeordneter Bogisch! Halten Sie Ihre Aussage zur Ver­
hinderung von Bodenspekulationen, der ich zustimme, für ver­
einbar mit der Anlage 9 zum Staatsvertrag, dem Sie ja dann ins­
gesamt zustimmen wollen?

Bogisch (SPD):

Diese Frage ist mehrmals gestellt worden, und wir halten sie 
für vereinbar. Laut Aussagen des Staatssekretärs Krause vor zir­
ka 10 Tagen in diesem Haus läßt die Anlage 9 diese Interpretation 
zur Verhinderung von Spekulationen zu, und hier besteht natür­
lich Handlungsbedarf. Da stimme ich Ihnen zu. Diesen Spiel­
raum wollen wir hier hoffentlich gemeinsam in diesem Sinne 
ausnutzen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Ich bitte nun den Abgeord­
neten Herrn Jürgen Schwarz.

Schwarz für die Fraktion der DSU:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dieses Mantel­
gesetz findet die Zustimmung der DSU. Es entspricht unseren 
Intentionen. Es bahnt den Weg des Beitritts der Länder der DDR 
nach Artikel 23.

Die Inkraftsetzung von Gesetzen oder Teilen von Gesetzen 
schafft Klarheit im Lande und regelt vielfältige Fragen. Vor al­
lem die Anpassung an Zuständigkeiten von Behörden ermög­
licht es den Bürgern und den Angestellten in diesen Behörden, 
Entscheidungswege und Verantwortlichkeiten zu erkennen und 
den Auswüchsen der Bürokratie zu begegnen. Wir leben jetzt in 
einer Zeit des Umbruchs. Rechtsstaatlichkeit ist in der kompli­
zierten Umstellungsphase auf die freie Marktwirtschaft drin­
gend gefragt.
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